
100 WSI Mitteilungen 2/2003

1
Die Aubry-Gesetze von
1998 und 2000: 
Ein ausgehandeltes Gesetz
über eine wohl temperierte
RTT1

Es passiert nicht gerade oft, dass ein Spit-
zenkandidat und seine Partei kurz vor ent-
scheidenden Wahlen auf nationaler Ebene
keine eigene neue Maßnahme, sondern
ganz einfach die Aufhebung der Vorzeige-
maßnahme des politischen Gegners an 
die erste Stelle des Beschäftigungspro-
gramms setzen. Dennoch ist genau dies an-
lässlich der Präsidentschaftswahlen 2002 in
Frankreich geschehen; dies gibt einen hin-
reichenden Aufschluss über den Rang, den
die von der Regierung Jospin 1997/98 be-
schlossene Arbeitszeitverkürzung in der
politischen Debatte einnahm. Das franzö-
sische Arbeitszeitsystem ist insofern (rela-
tiv) besonders, als die Regelungen im We-
sentlichen gesetzlich vorgeschrieben sind.
Zwar stellt die gesetzliche Wochenarbeits-
zeit (40 Stunden seit 1936, 39 Stunden seit
1982) keine unantastbare Norm dar, sie ist
aber die Grenze, ab der Überstunden gel-
tend gemacht werden können, die mit Zu-
schlägen vergütet und/oder durch Freizeit
ausgeglichen werden. Des Weiteren kön-
nen eine Branche oder ein Unternehmen
jederzeit eine tarifliche Vereinbarung über
eine kürzere kollektive Arbeitszeit treffen.
Nichtsdestoweniger wird die gültige Norm
im Wesentlichen nicht durch Tarifver-
handlungen, sondern gesetzlich festgelegt.
Diesbezüglich bleibt Frankreich seiner „tri-

Die beiden Gesetze zur Verkürzung der
Arbeitszeit, denen Martine Aubry in ihrer
Eigenschaft als Arbeitsministerin der
Linksregierung, die 1997 ihr Amt antritt,
ihren Namen gibt, sind vor diesem Hinter-
grund einer lang anhaltenden Blockade zu
sehen. Denn die gescheiterten Verhandlun-
gen der Vergangenheit konnten die Befür-
worter der Arbeitszeitverkürzung nicht
entmutigen. Unter den Gewerkschaftern
der CFDT, die die von der Arbeitnehmer-
schaft ausgehandelte Reform zu einem zen-
tralen Aspekt ihrer Strategie gemacht hat,
und in den Rängen der Parti Socialiste,
deren Wahlprogramm die RTT als eine der
wichtigsten Mittel zur Lösung des Prob-
lems der Massenarbeitslosigkeit nennt,
sind sie nach wie vor zahlreich. In diesem
Jahr 1997 beginnt die französische Wirt-
schaft gerade erst, sich von der lang anhal-
tenden Periode der Arbeitsplatzzerstörung
zu erholen, die dem vorübergehenden Auf-
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Zwar gilt in Frankreich weiterhin eine gesetzliche Wochenarbeitszeit von 35 Stunden; aber durch den in diesem Herbst von der neuen
parlamentarischen Mehrheit verabschiedeten Gesetzentwurf wird dieser Norm ein großer Teil ihrer Tragweite genommen. Dennoch
wäre es ein Fehler, diese Arbeitszeitverkürzung als ein bloßes Zwischenspiel zu betrachten: Sie wird seit vier Jahren praktiziert und fin-
det inzwischen auf mehr als die Hälfte der Vollzeitbeschäftigten in der Privatwirtschaft (9 Mio. Personen) und auf praktisch alle Be-
schäftigten im öffentlichen Sektor (4 Mio.) Anwendung. Ferner sind der Verhandlungsprozess, in dessen Verlauf sie in den Unterneh-
men und auf Branchenebene ausgestaltet wurde, sowie die begleitenden Veränderungen der Arbeits- und Lebensbedingungen zu um-
fassend, als dass ohne Weiteres der alte Zustand wieder hergestellt werden könnte.Andererseits ist es aber zutreffend, dass der 1997 ein-
geleitete Prozess wohl keine Fortsetzung finden wird. Somit ist der Zeitpunkt für eine umfassende Analyse günstig.

partistischen“ Tradition treu, welche das
französische System der Arbeitgeber-Ar-
beitnehmer-Beziehungen geprägt hat. Es
ist charakterisiert durch die dominante
Rolle des Staates und die dadurch bedingte
sehr relative Autonomie der Sozialpartner.
Somit hebt sich die französische Tradition
von denen der meisten Nachbarstaaten ab,
in denen anders als in Frankreich das Prin-
zip der Tarifautonomie vorherrschend ist 

Dennoch muss differenziert werden: Im
Laufe der vergangenen dreißig Jahre hat sich
Frankreich sehr oft an die schwierige 
Aufgabe gemacht, ein „ausgehandeltes 
Gesetz“ auf den Weg zu bringen. Dabei 
entscheidet die öffentliche Hand nicht über
sämtliche soziale Fragen, sondern be-
schränkt sich darauf, ein Ziel bzw. eine Frist
festzusetzen (dies kann z.B. die Verkürzung
der Arbeitszeit, aber auch die Gleichstellung
von Mann und Frau oder, um das jüngste
Beispiel zu nennen, das Verfahren bei Ent-
lassungen aus wirtschaftlichen Gründen
sein) und im Übrigen die Arbeitgeberver-
bände und Gewerkschaften zu Verhandlun-
gen auf nationaler oder Branchenebene auf-
zufordern. Dies selbst auf die Gefahr hin,
dass sie sich anschließend noch einmal mit
den wichtigsten Bestimmungen befassen
muss, auf die sich die Sozialpartner geeinigt
haben. Die Aufforderung kann in Form ei-
ner Regierungserklärung erfolgen,2 oder
durch das Gesetz selbst.Auch im Bereich der
Arbeitszeit war dies häufig der Fall, sodass
die der Einführung der beiden Aubry-
Gesetze vorangehenden 20 Jahre durch die
lange, vergebliche Suche nach einem ausge-
handelten Gesetz charakterisiert waren, das
der Arbeitszeitverkürzung neuen Schwung
hätte verleihen können (Freyssinet 1997).

1 Im Folgenden wird die Arbeitszeitverkürzung häu-
fig als „RTT“ (für „réduction du temps de travail“)
bezeichnet. Diese Abkürzung fand in Frankreich
Eingang in die Umgangssprache.

2 Wie 1990, als die Regierung die Branchen mit ih-
rer „Aufstellung der Schlussfolgerungen“ auffor-
derte, die tariflichen Mindestlöhne anzuheben.
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schwung Ende der 1980er Jahre folgte. Um
den Anstieg der Arbeitslosigkeit zu stop-
pen, von der zum damaligen Zeitpunkt
12,5 % der Erwerbsbevölkerung betroffen
waren, setzt die Regierung von Lionel Jospin
auf eine keynesianische Förderung des
Konsums, aber auch auf Maßnahmen, die
geeignet sind, bei gleichbleibendem
Wachstum das Potenzial der Wirtschaft zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze zu erhö-
hen3. Ohne die seit Anfang des Jahrzehnts
kontinuierlich verfolgte Strategie der He-
rabsetzung der Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung in Frage zu stellen,
gründet sie ihre Politik auf zwei Pfeiler: auf
die so genannten „emplois-jeunes“4 und
die 35-Stunden-Woche.

Die RTT ist sorgfältig abgestimmt:
Während des Wahlkampfs war noch un-
klar, welche Gegenleistungen von den Be-
schäftigten verlangt werden würden. Ins-
besondere die Frage, ob die Einführung der
35-Stunden-Woche mit Lohnkürzungen
verbunden sein würde, blieb unbeantwor-
tet; der von Martine Aubry vorgelegte Ge-
setzentwurf aber zeichnet den Weg eines
Kompromisses vor, der laut den Bestim-
mungen des Entwurfs selbst das „Gleichge-
wicht der Interessen“ garantieren muss.
Dieser Entwurf zieht die Lehren aus den
Erfahrungen der Vergangenheit (1936 und
1982): Um alle erhofften Arbeitsplätze
schaffen zu können, darf sich der Übergang
zur 35-Stunden-Woche weder negativ auf
die Kosten noch auf die Produktionskapa-
zitäten der Unternehmen auswirken.

Das Beschäftigungsministerium kann
Ende 1997 bekannt geben, dass „eine gut
durchdachte Arbeitszeitverkürzung hun-
derttausende von Arbeitsplätzen schaffen
kann“: Die zu dieser Zeit durchgeführten
makroökonomischen Simulationen, die
unter Zugrundelegung einer Drittelfinan-
zierung und einer unveränderten Betriebs-
zeitdauer von Maschinen und Anlagen von
einer 10-prozentigen Arbeitszeitverkür-
zung ausgehen, die auf neun Millionen
Vollzeitbeschäftigte in der Privatwirtschaft
Anwendung findet, lassen darauf schlie-
ßen, dass dauerhaft 700.000 neue Arbeits-
plätze geschaffen werden. Es handelt sich
unbestreitbar um das Projekt einer „wohl
temperierten“ Arbeitszeitverkürzung, das
deutlich bestrebt ist, sowohl die Arbeitstei-
lung als auch die Leistungsfähigkeit der
Unternehmen zu gewährleisten.

Aber es handelt sich auch um eine aus-
gehandelte RTT. Zwar wird die Arbeits-
zeitverkürzung gesetzlich vorgeschrieben,

die Umsetzung der 35-Stunden-Woche 
jedoch muss den Unternehmen auf dem
Verhandlungswege gelingen, sofern sie die
Zuschüsse in Anspruch nehmen wollen.
Somit bleibt es den Verhandlungspartnern
überlassen, die Modalitäten der Arbeits-
zeitverkürzung festzulegen: die neue kol-
lektive Arbeitszeit, aber auch die neue Ar-
beitszeitorganisation, Anzahl und Art der
neu geschaffenen Arbeitsplätze und die
Auswirkungen aller dieser Faktoren auf die
Löhne und Gehälter. Diesbezüglich stellt
das erste Aubry-Gesetz keine Neuerung
dar: Seit 1982 haben sich die im Arbeitsge-
setzbuch vorgesehenen Möglichkeiten für
eine Abweichung von den rechtlichen 
Bestimmungen durch Branchen- oder 
Firmentarifvertrag vervielfacht, ob es sich
um die Arbeitszeitdauer selbst, um variable
Arbeitszeiten, Modulation, Schichtarbeit
oder Teilzeitarbeit handelt, um nur einige
Beispiele zu nennen. Diese Abweichungen,
d.h. gegebenenfalls Regelungen, die weni-
ger günstig ausfallen als die gesetzlichen,
sind möglich, sobald Gegenleistungen
(beim Lohn, in Form von Pausen oder von
Arbeitsplätzen) zugesichert werden. Die
traditionelle Hierarchie des französischen
Arbeitsrechts, die vorschreibt, dass ein
Branchentarifvertrag nur insofern vom
Gesetz abweichen darf, als er günstigere 
Bestimmungen enthält, wobei dasselbe für
einen Firmentarifvertrag in Bezug auf den
Branchentarifvertrag gilt (entsprechend
dem Günstigkeitsprinzip), wird durch eine
abweichende Logik ersetzt, nach der das
Gesetz die Möglichkeit vorsieht, dass die
Verhandlungspartner auf Branchen- oder
Firmenebene weniger günstige Bestim-
mungen vereinbaren. Allerdings ist das
RTT-Gesetz, das im Juni 1998 in Kraft tritt,
in anderer Hinsicht originell. Als erster Teil
eines in zwei Abschnitten „ausgehandelten
Gesetzes“ schreibt es kein fertiges Modell
vor: Das Gesetz fordert die Branchen und
Unternehmen auf, Verhandlungen aufzu-
nehmen, noch bevor über die Verkürzung
der gesetzlichen Arbeitszeit entschieden
wird, und stellt dafür gleichzeitig Zuschüs-
se in Aussicht; ferner legt es einen Termin
für Ende 1999 fest, zu dem im Parlament,
ausgehend von den Erkenntnissen, die aus
den bis dahin abgeschlossenen Verträgen
gezogen werden können, ein zweiter Ge-
setzentwurf eingebracht werden soll. So-
mit bleibt den Sozialpartnern Gelegenheit,
die neuen Arbeitszeitregelungen selbst aus-
zugestalten; diese werden anschließend
unmittelbar vor dem eigentlichen Über-

gang zur 35-Stunden-Woche verabschie-
det.

Somit setzt das Projekt auf einen recht
umfassenden und dezentralisierten Ver-
handlungsprozess, der das Material für das
zweite Gesetz liefern soll. Dem aber steht
ein doppeltes Hindernis entgegen: Auf
Branchenebene besteht aufgrund der Ab-
lehnung der 35-Stunden-Woche seitens der
Arbeitgeberverbände die Gefahr, dass die
Zahl der abgeschlossenen Tarifverträge zu
gering ausfällt oder diese der Philosophie
des Gesetzes entgegenstehen; auf Unter-
nehmensebene, insbesondere in Kleinbe-
trieben, ist es der sehr schwache gewerk-
schaftliche Organisationsgrad5, der Ver-
handlungen im Wege steht, denn nur ein
Gewerkschaftsvertreter kann einen Tarif-
vertrag im Namen der Arbeitnehmer
rechtsverbindlich unterzeichnen. Daher
nimmt das erste Aubry-Gesetz zwei Rege-
lungen auf, die durch einen der 1995 un-
terzeichneten branchenübergreifenden 
Tarifverträge eingeführt worden waren:
Die erste Regelung, die „Mandatierung“,
ermöglicht die Unterzeichnung eines Fir-
mentarifvertrages durch einen einfachen
Arbeitnehmer, sobald dieser von einer 
repräsentativen Gewerkschaft ein entspre-
chendes Verhandlungsmandat erhalten
hat. Die zweite bietet kleinen Unternehmen
(mit weniger als 500 Beschäftigten) die
Möglichkeit, Tarifverträge mit einer von
der Belegschaft benannten Person abzu-
schließen (Belegschaftsvertreter oder Ar-
beitnehmervertreter im Comité d’Entre-
prise6). Allerdings müssen diese Verträge
von einem lokalen paritätischen Ausschuss
für rechtswirksam erklärt werden. Mit dem

3 Die mit anderen Worten dafür sorgen, dass das
Wirtschaftswachstum zur Schaffung von Arbeits-
plätzen führt.

4 Hierbei handelt es sich um Arbeitsplätze von ge-
sellschaftlichem Nutzen, die unter 26-Jährigen
vorbehalten sind und von kommunalen Körper-
schaften, Einrichtungen der öffentlichen Hand und
vom Vereinssektor ausgeschrieben werden. Sie
werden im Wesentlichen aus dem Staatshaushalt
finanziert, als Ziel wird die Schaffung von 350.000
neuen Stellen angestrebt.

5 In der Privatwirtschaft sind schätzungsweise 5 %
bis 8 % der Arbeitnehmer gewerkschaftlich orga-
nisiert, wobei nur jeder dritte Betrieb (bzw. jeder
fünfte mit 20 bis 50 Beschäftigten) über eine Ge-
werkschaftssektion verfügt.

6 Das „Comité d’Entreprise“ ist nicht mit dem deut-
schen Betriebsrat vergleichbar. Es handelt sich um
ein paritätisch besetztes Gremium aus Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmervertretern. – A.d.Ü.
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„direkten Zugang“ sieht das Gesetz darüber
hinaus eine weitere Neuerung vor, die es
diesen Unternehmen ermöglicht, die Be-
stimmungen des für ihre Branche gelten-
den Tarifvertrags zur Arbeitszeitverkür-
zung ohne Verhandlungen zu überneh-
men, sofern dieser eine entsprechende
Möglichkeit vorsieht.

2
Die 35-Stunden-Woche
vier Jahre danach: 
politischer Fehlschlag 
eines technischen Erfolgs

2.1 DIE VERHANDLUNGEN KOMMEN
IN GANG

Letzten Endes haben weder die „gewerk-
schaftliche Wüste“ noch die äußerst ent-
schlossene Opposition des wichtigsten Ar-
beitgeberverbandes7 verhindert, dass die
Verhandlungen über die 35-Stunden-Wo-
che in Gang kommen. Von Mitte 1998 bis
Ende 1999 werden auf Branchenebene 140
Tarifverträge zur Arbeitszeitverkürzung
abgeschlossen, durch die 4,5 Mio. Arbeit-
nehmer erfasst sind. Einige der ersten die-
ser Tarifverträge, u.a. derjenige der Metall-
industrie, sind seitens des MEDEF eindeu-
tig von dem Wunsch inspiriert, das neue
Gesetz zu umgehen, beispielsweise durch
eine Abänderung der Definition der effek-
tiven Arbeitszeit (tarifliche Pausen, tarifli-
cher Urlaub), sodass ein Teil der Arbeits-
zeitverkürzung nur scheinbar umgesetzt
wird. Allerdings sieht das französische
Recht vor, dass der Arbeitsminister einen
Branchentarifvertrag für allgemeinver-
bindlich erklären kann, selbst wenn dieser
von einer Minderheitsgewerkschaft unter-
zeichnet wurde.8 Somit kann er Vorbehalte
zu einzelnen Klauseln äußern bzw. sie aus-
schließen: Dies soll in jener Zeit zwischen
dem Inkrafttreten des ersten und dem 
Inkrafttreten des zweiten Aubry-Gesetzes,
in der intensive Verhandlungen geführt
werden, häufig der Fall sein, sodass Marti-
ne Aubry die Gelegenheit hat, den Initiati-
ven der Verhandlungspartner Grenzen zu
setzen. Insgesamt jedoch wird bei dieser
unerwarteten Welle von Tarifabschlüssen
der durch das Gesetz vorgezeichnete Rah-
men respektiert; die Tarifverträge liefern zu
zahlreichen Aspekten (Jahresarbeitszeit,
Lohnausgleich, System für Führungskräfte,
Teilzeitregelungen, Überstundenregelun-

gen …) genügend Anregungen für den
zweiten Gesetzentwurf. Im Übrigen wer-
den die Verhandlungen auf Branchenebene
auch nach Inkrafttreten des zweiten Geset-
zes fortgesetzt, denn noch im Jahr 2000
werden annähernd 100 Tarifverträge ge-
schlossen, die häufig der Anpassung und
Vervollständigung der ersten Fassungen
dienen.

Auf betrieblicher Ebene stößt die Auf-
forderung zu Verhandlungen auf dasselbe
Echo: Die Zahl der Betriebsvereinbarun-
gen steigt von 12.000 im Jahr 1998 auf je-
weils 35.000 in den drei Folgejahren, wobei
sich jeweils mehr als 20.000 um die RTT im
eigentlichen Sinne drehen (Barrat/Daniel
2002). Mehr als die Hälfte werden von ei-
nem „mandatierten“ Beschäftigten unter-
zeichnet: Diese Lösung macht Verhandlun-
gen auch in kleinen Betrieben möglich, wo
bis dahin praktisch kein offizieller Dialog
zwischen den Sozialpartnern stattfand. Die
Frage, ob diese Vorgehensweise den Ge-
werkschaften die Gelegenheit bot, sich in
den betroffenen Betrieben auf Dauer zu
etablieren, ist eine andere Sache: Felderhe-
bungen haben gezeigt, dass sie wohl eher als
ein vereinzeltes, auf die besondere Situati-
on zugeschnittenes Verfahren genutzt wur-
de, um nachträglich einem Kompromiss
Gültigkeit zu verleihen, der – wie in Klein-
betrieben üblich – durch inoffizielle Ab-
sprachen zustande gekommen war. Die
mandatierende Gewerkschaft beschränkte
sich häufig darauf, den Text geringfügig zu
ändern, bevor sie ihn für rechtsverbindlich
erklärte; ihre Beteiligung wurde auch von
den Beschäftigten meist als ein von außen
aufgezwungenes Validierungsverfahren be-
trachtet und weniger als eine Gelegenheit,
intern einer legitimen Arbeitnehmerver-
tretung Gestalt zu geben. Dadurch lässt sich
erklären, dass die abgeschlossenen Tarif-
verträge für die Beschäftigten oftmals we-
niger günstig ausfielen (insbesondere im
Hinblick auf die Arbeitszeitorganisation
oder den Lohnausgleich) als in jenen Fäl-
len, in denen eine Gewerkschaft Verhand-
lungspartner war.Allerdings lässt sich nicht
nur Negatives festhalten: Andere Erhebun-
gen kommen zu dem Ergebnis, dass in ei-
ner bedeutenden Minderheit der Fälle der
mandatierte Beschäftigte auch nach der
Einführung der 35-Stunden-Woche ein
Gesprächspartner der Geschäftsleitung
blieb (und sei dies nur, um die Einhaltung
des Tarifvertrages zu überwachen) bzw. die
Funktion eines Gewerkschaftsvertreters
übernommen wurde. Laut den jüngsten

Daten nimmt der gewerkschaftliche Orga-
nisationsgrad, nachdem er lange Zeit rück-
läufig war, inzwischen tatsächlich wieder
zu, was den Gedanken nahe legt, dass dies
auf die Verhandlungen über die RTT
zurückzuführen sein könnte.9 Neben der
außergewöhnlich hohen Anzahl neuer Ver-
einbarungen muss auch der Erfolg beim
„direkten Zugang“ erwähnt werden: Je
mehr Branchentarifverträge unterzeichnet
werden und je näher der gesetzliche Frist-
ablauf für Unternehmen mit weniger als 20
Beschäftigten rückte (1. Januar 2002), desto
häufiger wird dieses Instrument in An-
spruch genommen, sodass 2000 und 2001
70 % der Übergänge zur 35-Stunden-Wo-
che auf diese Weise realisiert werden.

Als eine bis dahin einmalige Kombina-
tion aus Pflicht und sozialem Dialog hat
der 1997 ersonnene Prozess des „ausgehan-
delten Gesetzes“ somit einen recht deutli-
chen Erfolg erzielt, und zwar nicht nur auf-
grund der großen Anzahl der abgeschlosse-
nen Tarifverträge, sondern auch angesichts
der Ergebnisse der durch diesen Prozess
möglich gewordenen „Koproduktion von
Normen“10. Viele der Bestimmungen des
zweiten, im Januar 2000 verabschiedeten
Gesetzes leiten sich direkt aus den Lösun-
gen ab, die auf Branchenebene tarifver-
traglich vereinbart wurden, und gehen
über eine reine Arbeitszeitverkürzung hin-
aus: Faktisch wird nach der langen Zeit der
vorsichtigen Versuche und der Desorien-
tierung, die nach 1982 begann, jetzt die 

7 Der MEDEF, der in erster Linie große Unternehmen
vertritt, spricht sich eindeutig und konsequent ge-
gen die 35-Stunden-Woche aus; die beiden ande-
ren Verbände, die eher kleine (CGPME) und sehr
kleine Unternehmen (UPA) vertreten, ziehen zwar
das Prinzip in Zweifel, sind aber in der Praxis eher
zur Zusammenarbeit bereit. 

8 Getreu ihrer Strategie ist es die CFDT, die sowohl
auf Branchen- als auch auf betrieblicher Ebene die
weitaus meisten Tarifverträge abschließt, gefolgt
von der CFTC. CGT und Force Ouvrière, die
grundsätzlich sehr viel zögerlicher sind, wenn es
darum geht, Kompromisse zu schließen, die aber
dennoch nicht darauf verzichten, sich am Prozess
zu beteiligen, zeigen sich weniger zum Abschluss
von Tarifverträgen geneigt. 

9 Des Weiteren stieg auch die Zahl der Streiks, die in
Frankreich häufig eine Begleiterscheinung von
Tarifverhandlungen sind, zwischen 1998 und 2000
wieder an, was zum Teil mit der Zunahme der Kon-
flikte über die 35-Stunden-Woche zu erklären ist.

10 Eine Koproduktion des Gesetzgebers einerseits
und der Sozialpartner andererseits.
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diese Vergünstigung verlangt das Gesetz
nicht länger eine Arbeitszeitverkürzung 
bei konstanter Berechnung der effektiven
Arbeitszeit: Zukünftig besteht die Möglich-
keit, Pausen-, Urlaubs- oder Aus- und Wei-
terbildungszeiten, die beim ersten Gesetz
als Arbeitszeit angerechnet werden muss-
ten, von der neuen Arbeitszeit in Abzug zu
bringen wodurch sich der Umfang der 
effektiven Arbeitszeitverkürzung entspre-
chend verringert;
– die Pflicht zur Schaffung (bzw. Erhal-
tung) von Arbeitsplätzen wird erheblich
gelockert, denn es werden keine Zahlen
mehr genannt: Die Voraussetzung zur
Schaffung bzw. Erhaltung von 6 % der 
Arbeitsplätze entfällt; zukünftig muss der
Tarifvertrag lediglich erwähnen, wie sich
die RTT auf die Beschäftigung auswirken
wird;
– und schließlich enthält das Gesetz nähe-
re Bestimmungen im Hinblick auf die Vor-

Prinzip der „unterstellten Repräsentati-
vität“ zu finden. Dieses Prinzip recht-
fertigte bislang, dass Tarifverträge von
Minderheitsgewerkschaften unterzeichnet
wurden und anschließend allgemein An-
wendung fanden.12 Somit lässt sich die po-
sitive Aufnahme seitens der CGT und der
CFDT erklären, die häufig allein oder zu
zweit die Mehrheit der Stimmen der Ar-
beitnehmer auf sich vereinen können, so-
wie das große Misstrauen seitens der drei
anderen Verbände, die in dieser Regelung
das Schreckbild einer „Neuzusammenset-
zung“ sehen, wobei sie es sind, die bezahlen
müssen.

Aber das zweite Gesetz bringt auch vier
für die Wirtschaftlichkeit der RTT wichti-
ge Änderungen mit sich:

– Während der als Anreiz dienende Zu-
schuss für Unternehmen mit bis zu 20
Beschäftigten, die vor 2002 zur 35-Stun-
den-Woche übergehen, beibehalten wird,
wird der unbefristete Zuschuss umgestal-
tet. Bei einem Arbeitsentgelt bis zum 1,8-
Fachen des SMIC (staatlich garantierter
Mindestlohn) wird nun eine degressive
Vergünstigung gewährt, mit der die vor
Einführung der 35-Stunden-Woche vor-
gesehene Vergünstigung für Niedriglöhne
ersetzt und erweitert wird. Somit werden
durch das Gesetz die Politik der Senkung
der Arbeitskosten und die der Arbeitszeit-
verkürzung miteinander verknüpft, zu-
mindest für Unternehmen mit 35-Stun-
den-Woche;
– als Voraussetzung für den Anspruch auf

Gelegenheit zur Errichtung eines neuen
Arbeitszeitsystems ergriffen. Ohne auf die
zahlreichen Einzelheiten des neuen Geset-
zestextes einzugehen, kann festgehalten
werden, dass er u.a. folgende wesentliche
Neuerungen umfasst: Neudefinition des
Begriffs der effektiven Arbeitszeit (die es
insbesondere ermöglicht, die Pausen in Ab-
zug zu bringen), ein einmaliges System zur
Modulation der Arbeitzeit (das die frühe-
ren Regelungen wesentlich vereinfacht11),
neue Überstundenregelungen, sodass nicht
mehr finanzielle Zuschläge, sondern der
Freizeitausgleich die Regel ist (zumindest
zwischen der 36. und der 39. Wochenstun-
de) sowie die Möglichkeit, die Arbeitszeit
von Führungskräften, die über ein hohes
Maß an Autonomie verfügen, auf Jahresba-
sis zu berechnen. Ferner enthält der Geset-
zestext Neuerungen im Bereich der Arbeit-
geber-Arbeitnehmer-Beziehungen, denn
der Anspruch auf eine Ermäßigung der 
Sozialversicherungsbeiträge soll zukünftig
die Unterzeichnung eines Firmentarifver-
trages durch eine Mehrheitsgewerkschaft
oder, sofern eine solche nicht vorhanden
ist, seine Bestätigung durch eine Abstim-
mung der Belegschaft voraussetzen. In ei-
ner für Frankreich typischen Gewerk-
schaftslandschaft, die durch einen geringen
gewerkschaftlichen Organisationsgrad und
eine Zersplitterung der Verbände charakte-
risiert ist, signalisieren diese beiden Neue-
rungen, obwohl sie allein auf RTT-Tarif-
verträge beschränkt sind, die einen An-
spruch auf staatliche Zuschüsse begrün-
den, den Wunsch, Alternativen für das

11 Dieses System ermöglichte es, die reguläre Jahres-
arbeitszeit von 1.600 Stunden als Entsprechung
zur gesetzlichen Wochenarbeitszeit von 35 Stun-
den in das Arbeitsrecht aufzunehmen.

12 Gemäß diesem Prinzip gelten fünf Verbände (CGT,
CFDT, CGT-FO, CFE-CGC, CFTC) grundsätzlich
als repräsentativ, d.h. sie dürfen in den verschie-
denen paritätischen oder tripartistischen Instan-
zen mitwirken und können durch ihre Unterschrift
Branchen- oder Firmentarifverträge für rechts-
wirksam erklären.
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gehensweise bei SMIC-Empfängern, die
zur 35-Stunden-Woche übergehen: Ihr bis-
heriger monatlicher Verdienst wird in je-
dem Fall weitergezahlt. Allerdings soll sich
dieses garantierte monatliche Mindestein-
kommen anschließend langsamer erhöhen
als der SMIC selbst. Angestrebt wird eine
schrittweise Annäherung zwischen SMIC

und dem garantierten monatlichen Min-
desteinkommen; da aber durch die neue
Regelung bei jeder jährlichen SMIC-Er-
höhung ein weiteres garantiertes monatli-
ches Mindesteinkommen geschaffen wird,
wird sich diese Annäherung, die das Gesetz
für 2005 vorsieht, nicht automatisch erge-
ben.

2.2 AKZEPTABLE WIRTSCHAFTLICHE
ERGEBNISSE LAUT SZENARIO

Ende 2002, ein knappes Jahr nach der all-
gemeinen Einführung der gesetzlichen 35-
Stunden-Woche für alle Unternehmen,
hatte sich die Arbeitszeit von 53 % der 
Beschäftigten in der Privatwirtschaft (9 von
15 Mio. Personen) verringert (Bloch-Lon-
don u.a. 2002), was angesichts des 1998
festgelegten gestaffelten, differenzierten
Zeitplans ein beachtliches Ergebnis dar-
stellt (Abbildung 1).

Allerdings gibt es große Unterschiede
bei der Verbreitung der 35-Stunden-Wo-
che (Abbildung 2): 80 % der Unternehmen
mit mindestens 200 Beschäftigten (und 
91 % ihrer Mitarbeiter) haben inzwischen
ein kürzere Arbeitszeit. Dieser Anteil geht
jedoch bei Berücksichtigung aller Unter-
nehmen mit mindestens 20 Beschäftigten
(69 % der Beschäftigten) auf 53 %, bei
Berücksichtigung der Unternehmen mit
weniger als 20 Beschäftigten (17 % der Be-
schäftigten) auf 13 % zurück. Neben den
durch das Gesetz selbst bedingten Auswir-
kungen auf den Zeitplan stieß die RTT in
kleinen Betrieben offensichtlich auf
Schwierigkeiten und besonderen Wider-
stand, der sich dem Anschein nach umge-
kehrt proportional zur Belegschaftsstärke
verhält. Hierfür werden zahlreiche Gründe
angeführt: weniger Spielraum für organi-
satorische Änderungen, schwieriger zu
überschreitende Beschäftigungsgrenze für
Vollzeitbeschäftigte, Rekrutierungsproble-
me, fehlende Belegschaftsvertretung, Un-
wirksamkeit des Arbeitsrechts, Ablehnung
seitens einer stark gegen das Arbeitsrecht
eingenommenen Berufsklasse sowie Ein-
griffe des Staates in dessen Verwaltung. Al-
les Gründe, die die Regierung Jospin im
Herbst 2001, als sich die Konjunktur ab-
schwächte und der 1. Januar 2002 näher
rückte,13 dazu veranlasste, die Überstun-
denregelungen für kleine Betriebe zu
lockern, sodass diese ohne große Mehr-
kosten die 39-Stunden-Woche bis 2004
beibehalten können. Vom Ablauf her ist
diese Entscheidung mit einer erneuten
Fristverlängerung oder mit der Entschei-
dung der öffentlichen Hand vergleichbar,
die Einführung der 35-Stunden-Woche in

13 Ebenso wie die für April vorgesehenen Präsident-
schaftswahlen.
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„zwei Geschwindigkeiten“ zuzulassen, eine
für große Unternehmen, die andere für
kleine.

Auch zwischen den einzelnen Wirt-
schaftszweigen lassen sich Unterschiede
feststellen, wenngleich sie weniger ausge-
prägt sind (Abbildung 3): Am weitesten ist
der Prozess in der Industrie fortgeschritten
(70 % der Beschäftigten), gefolgt vom
Dienstleistungssektor (50 %) und vor al-
lem der Bauwirtschaft (29 %). Gesamt-
wirtschaftlich betrachtet spielt die Unter-
nehmensgröße ebenfalls eine Rolle, aber
auch der gewerkschaftliche Organisations-
grad oder die für die jeweilige Tätigkeit 
typischen wirtschaftlichen und organisato-
rischen Logiken. Denn der Übergang zur
RTT erfolgt nicht ohne Plan: Unterneh-
men, die schon vor dem gesetzlichen Ter-
min zur 35-Stunden-Woche übergegangen
sind – die meisten von ihnen nahmen die
als Anreiz gedachten Zuschüsse in An-
spruch – weisen besondere Merkmale auf.
Diese „antizipatorischen“ Unternehmen,
die annähernd 60 % der Unternehmen 
insgesamt ausmachen, aber nur 28 % der
betroffenen Arbeitnehmer beschäftigen,
sind häufig mit Projekten zur Personalent-
wicklung, -umstrukturierung oder -er-
neuerung befasst und bestrebt, die interne
Flexibilität zu verbessern; die 35-Stunden-
Woche stellt für sie ein Hilfsmittel dar, das
ihnen die Einleitung des Wandels oder die
Vollendung eines bereits begonnenen Pro-
zesses erleichtert. Ferner kann es sich um
Unternehmen handeln, die sich in wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten befinden –
diese werden bedingt durch den konjunk-
turellen Aufschwung immer seltener – und
durch eine „defensive“ RTT die Möglich-
keit haben, einen Teil der bedrohten Ar-
beitsplätze zu sichern.14 Somit hat die 35-
Stunden-Woche die Wirkung eines Vektors
zur Anpassung des Produktionssystems,
und zweifelsohne ist dies der Grund, war-
um zahlreiche Arbeitgeber, Berater und Be-
rufsverbände trotz der hartnäckigen Op-
position der Arbeitgeber „an der Spitze“
bereit waren, das Spiel mitzuspielen. Ein
weiterer entscheidender Faktor ist die ge-
werkschaftliche Präsenz: Ganz offensicht-
lich werden Vereinbarungen eher in jenen
Betrieben getroffen, in denen es gewählte
Vertretungsinstanzen oder Gewerkschafts-
vertreter gibt, was insbesondere in der 
Industrie und in großen Unternehmen des
Dienstleistungssektors der Fall ist. Selbst-
verständlich gibt es aber auch RTT-Maß-
nahmen, die weniger freiwillig oder dyna-

misch sind: Eine andere typische Strategie
ist die „Herstellung der Konformität“, bei
der die Unternehmensleitung – und gele-
gentlich auch die Beschäftigten und ihre
Vertreter – sich darauf beschränken, das
Gesetz etwas im Voraus und mit mehr oder
weniger gutem Willen oder guter Wirkung
anzuwenden. Es verwundert nicht, dass die
aus dieser Situation resultierenden Verein-
barungen hinsichtlich organisatorischer
Änderungen, der Schaffung von Arbeits-
plätzen bzw. einer Verkürzung der effekti-
ven Arbeitszeit deutlich weniger ehrgeizig
sind und ihre Zahl ab 2000 zunimmt (30 %
der Vereinbarungen insgesamt), da es ab
diesem Zeitpunkt für Betriebe mit mehr 
als 20 Beschäftigten nicht mehr um eine
vorzeitige Arbeitszeitverkürzung geht, son-
dern sie gesetzlich zur Durchführung der
35-Stunden-Woche gezwungen sind. Dies
geht so weit, dass bei einer Beurteilung der
RTT zwischen „antizipatorischen“ Unter-
nehmen und den anderen (für die eine Be-
urteilung noch zu früh ist) unterschieden
werden muss, da sie unterschiedlichen 
Logiken entsprechen. Schließlich haben 
einige weniger zahlreiche, aber vergleichs-
weise große Unternehmen (6 % der Unter-
nehmen insgesamt mit annähernd 15 %
der Beschäftigten), keinerlei Zuschüsse 
beantragt, obwohl sie Anspruch darauf ge-
habt hätten; sie zogen es vor, ihre eigenen
Modalitäten für die RTT festzulegen, selbst
wenn sie auf diese Weise die eine oder an-
dere Bedingung nicht beachten konnten,
die als Voraussetzung für die Bewilligung
der Vergünstigungen erfüllt werden müs-
sen. Einige sehr große öffentliche oder
halböffentliche Unternehmen (8 % der 
Beschäftigten mit einer Wochenarbeitszeit
von 35 Stunden) hatten aus diesem Grund
von vornherein keinerlei Anspruch auf
Zuschüsse.

Im Übrigen richten sich die Unterneh-
men, die die Arbeitszeitverkürzung in den
Jahren 1998 bis 2000 realisiert haben, ins-
gesamt betrachtet recht nah an den Para-
metern aus, die im Rahmen des ersten
Projektes festgeschrieben wurden. In jenen
Unternehmen, die die als Anreiz gedachten
Zuschüsse in Anspruch genommen haben,
beläuft sich die effektive Arbeitszeitverkür-
zung auf etwas über 10 % (diese 10 % ent-
sprechen exakt einer Verkürzung von 39
auf 35 Stunden pro Woche), denn einige
wenige dieser Unternehmen sind über die
gesetzlichen Mindestanforderungen hin-
ausgegangen;15 in den anderen Fällen be-
trägt die effektive Arbeitszeitverkürzung

durchschnittlich nur – 8 %, da die Moda-
litäten zur Berechnung der Arbeitszeit häu-
fig geändert wurden. Ausgehend von etwa
39 Stunden im Jahr 1997 beläuft sich die
seitens der Unternehmen angegebene Ar-
beitszeit Ende 2001 insgesamt auf 36 Stun-
den und erreicht Ende 2002 annähernd 35
Stunden; allerdings macht die tatsächliche
Arbeitszeitverkürzung aufgrund der Spiel-
räume bei den Pausen- und Urlaubszeiten
eher 9 als 10 % aus.

Mit der Verkürzung der Arbeitszeiten
sind diese auch vielfältiger und flexibler 
geworden. Denn die RTT wurde auf
unterschiedliche Weise umgesetzt, wobei
die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit
nicht die häufigste Lösung darstellt (Abbil-
dung 4): In großen Betrieben liegen die im
Laufe des Jahres zusätzlich gewährten frei-
en Tage („RTT-Tage“) weit vorn, während
es in kleinen Betrieben die Verkürzung der
wöchentlichen bzw. der vierzehntägigen
Arbeitszeit ist; die Modulation/Annualisie-
rung, die es ermöglicht, je nach Auftragsla-
ge zwischen Zeiten mit hoher und solchen
mit niedriger Wochenstundenzahl zu
wechseln und dabei auf das Jahr gerechnet
trotzdem die durchschnittliche Wochenar-
beitszeit von 35 Stunden einzuhalten, fin-
det dagegen auf 30 bis 40 % der Beschäf-
tigten Anwendung16. Ferner gilt für drei
von fünf Führungskräften die Regelung,
nach der sich die Arbeitszeit in Tagen be-
rechnet. Mit anderen Worten ist das Modell
der einheitlichen Wochenarbeitszeit rück-
läufig, während die Jahresarbeitszeitab-
rechnung auf dem Vormarsch ist.17

Gleichzeitig werden die Arbeitszeiten
immer variabler: Häufig sieht der RTT-
Vertrag je nach Dienstleistung oder Kate-
gorie zwei bis drei unterschiedliche Moda-
litäten vor. Für Teilzeitbeschäftigte hat sich

14 Dies ist nicht unvereinbar mit einem Umstruktu-
rierungs- oder Umschichtungsprojekt – ganz im
Gegenteil. 

15 Das erste RTT-Gesetz sah bei einer Verkürzung um
– 15 % (dies entspricht 33 Wochenstunden) und
gleichzeitiger Schaffung oder Erhaltung von 9 %
der Arbeitsplätze den Anspruch auf einen höheren
Zuschuss vor.

16 Die durchschnittliche Schwankungsbreite beläuft
sich auf 19 Stunden, die durchschnittliche Ankün-
digungsfrist beträgt 11 Tage (bei einem gesetzlich
vorgeschriebenen Minimum von 7 Tagen).

17 Wodurch praktisch als Nebeneffekt die statistische
Beurteilung der effektiven Arbeitszeit schwieriger
wird.
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dagegen wenig geändert: Diese Frage findet
lediglich in sieben von zehn Verträgen 
Erwähnung, und im Allgemeinen geht es
dabei um eine Verkürzung der Arbeitszeit
der Teilzeitbeschäftigten proportional zur
RTT der Vollzeitbeschäftigten; nur selten
wird die Gelegenheit ergriffen, den Über-

gang zur Vollzeitbeschäftigung oder ein
System der „Wahlarbeitszeit“ zu fördern.
Die Überstunden sinken, wie zu erwarten
war, in jenen Unternehmen, die zur 35-
Stunden-Woche übergegangen sind (zwei
bis drei Stunden weniger je Beschäftigten
als in Unternehmen, in denen weiterhin 39

Stunden gearbeitet wird): Die strukturelle
Mehrarbeit, die von den meisten Beschäf-
tigten regelmäßig geleistet wird, ist rück-
läufig, denn es muss sich um eine effektive
Arbeitszeitverkürzung handeln, wenn zu-
mindest ein Anspruch auf die Zuschüsse
bestehen soll. Auch die konjunkturell be-
dingte Mehrarbeit als Reaktion auf Auf-
tragsspitzen nimmt ab, in diesem Fall be-
dingt durch die Umsetzung der Modulati-
on. Aber der in Verbindung mit der 35-
Stunden-Woche eingeleitete Umstruktu-
rierungsprozess macht nicht bei der
Arbeitszeit Halt: Neben der Modulation
haben sich viele Unternehmen in Verbin-
dung mit der Arbeitszeitverkürzung zu ei-
ner Verlängerung der Betriebszeitdauer
von Maschinen und Anlagen (15 %, beson-
ders in der Industrie) oder der Öffnungs-
zeiten (26 %, vor allem im Dienstleistungs-
sektor) oder auch zu einer Neudefinition
von Stellen (25 %) entschlossen, indem sie
vielseitiger wurden oder sich spezialisier-
ten.

Eine weitere wichtige Erkenntnis: Für
mehr als 90 % der Beschäftigten war die
Verkürzung der Arbeitszeit nicht mit einer
Verringerung ihres Einkommens verbun-
den (Abbildung 5); für den Augenblick war
der volle Lohnausgleich die Regel, in den
meisten Fällen in Form einer Erhöhung des
Stundenlohnes und seltener durch eine
Ausgleichszulage. Allerdings musste sich
die Mehrheit der Betroffenen damit abfin-
den, dass die Löhne und Gehälter anschlie-
ßend langsamer (Lohnzurückhaltung)
oder gar nicht (Einfrieren der Löhne) er-
höht wurden. Dies traf deutlich häufiger
auf Unternehmen zu, in denen die 35-
Stunden-Woche bereits vor 2000 einge-
führt worden war; außerdem wurde das
Prinzip der Lohnzurückhaltung oder
Lohnpause in diesen Unternehmen im
Durchschnitt länger praktiziert (zweiein-
halb statt zwei Jahre). Zur Erfüllung der ge-
setzlichen Vorgaben hatten sie die Arbeits-
zeit stärker verkürzt als die übrigen Unter-
nehmen und wollten mehr neue Arbeits-
plätze schaffen: Für sie war die Finan-
zierung der RTT somit mit größeren An-
strengungen verbunden. Daher ergibt sich
bei einem Vergleich der Grundlohner-
höhungen in Unternehmen, in denen die
35-Stunden-Woche eingeführt wurde, mit 
denen in Unternehmen mit 39-Stunden-
Woche eine Verzögerung in Höhe von ei-
nem Punkt je Zweijahreszeitraum (was bei
nominalen Erhöhungen von durchschnitt-
lich 2,5 bis 3 % pro Jahr einen nicht uner-
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heblichen Verdienstausfall darstellt). Diese
Abweichung kann offenbar bis zum Ende
des tariflich vereinbarten Zeitraums der
Lohnzurückhaltung nicht ausgeglichen
werden: Die Lohnverhandlungen werden
zu den vereinbarten Bedingungen und oh-
ne spürbar höhere Erhöhungen wieder
aufgenommen. Für Mindestlohnbezieher
schreibt das Gesetz selbst ausdrücklich vor,
dass sich die Löhne nicht verringern dür-
fen. Das im Jahr 2000 eingeführte Instru-
ment des garantierten monatlichen Min-
destlohnes hat allerdings zu einer sehr
komplexen Situation geführt: Durch die
jährliche Anpassung des SMIC gibt es in-
zwischen nicht weniger als fünf verschiede-
ne Sätze für den garantierten monatlichen
Mindestlohn, wobei der jeweils geltende
Satz umso geringer ist, je eher die 35-Stun-
den-Woche eingeführt wurde. Mitte 2002
fanden die verschiedenen Sätze insgesamt
auf 40 % der Bezieher des gesetzlichen
Mindestlohnes (ca. 800.000 Personen) An-
wendung.

Das vorrangige Ziel der Gesetze zur Ver-
kürzung der Arbeitszeit war jedoch die
Schaffung von Arbeitsplätzen, und dieses
Ziel rechtfertigte Lohnopfer bzw. staatliche
Zuschüsse. Laut den vertraglichen Zusagen
geht es um annähernd 450.000 Arbeitsplät-
ze, die dank der RTT neu geschaffen (80 %
der Vereinbarungen) bzw. erhalten werden
konnten (20 %). Dies entspricht 5 % der
Beschäftigten, deren Arbeitszeit auf 35
Stunden reduziert wurde. Angesichts der
vorgesehenen Anreize ist der Anteil in Un-
ternehmen, die vorzeitig zur 35-Stunden-
Woche übergegangen sind, höher (8 %) als
in jenen, die die Arbeitszeit erst nach 2000
verkürzt haben (etwas mehr als 4 %). Aller-
dings handelt es sich um Absichtserklärun-
gen, die möglicherweise zu einem großen
Teil Neueinstellungen mit berücksichtigen,
die ohnehin stattgefunden hätten. Mit an-
deren Worten geht es hier also auch um ei-
nen „Zufallseffekt“. Des Weiteren konnten
diese Unternehmen dank der Vergünsti-
gungen von einem Wettbewerbsvorteil pro-
fitieren, der es ihnen ermöglichte, Marktan-
teile zu gewinnen; somit haben sie indirekt
zum Abbau anderer Arbeitsplätze beigetra-
gen. Die Beurteilung dieses entscheidenden
Ergebnisses der Aubry-Gesetze ist somit
schwierig. Um diese zu erreichen, wurden
zwei grundlegende Methoden angewandt.
Die erste besteht aus einem Vergleich zwi-
schen der Entwicklung der Belegschafts-
stärke in Unternehmen mit 35-Stunden-
Woche und in den übrigen Unternehmen,

wobei darauf geachtet wurde, dass mög-
lichst „ansonsten gleiche Bedingungen“ zu-
grunde gelegt wurden, d.h. die Tatsache
berücksichtigt wurde, dass erstere besonde-
re Merkmale aufweisen, insbesondere im
Hinblick auf die Größe und den Wirt-
schaftszweig. Während der „Zufallseffekt“
auf diese Weise praktisch ausgeklammert
wird, wird ein Einfluss der RTT auf die Be-
schäftigung in Höhe von 6 bis 7 % in Un-
ternehmen ermittelt, die vorzeitig zur 35-
Stunden-Woche übergegangen sind, und
von 3,5 % in den übrigen Unternehmen.
Dies entspricht genau den Unterschieden,
die bezüglich des Umfangs der Arbeitszeit-
verkürzung beobachtet wurden, sodass sich
die anfängliche Annahme zu bestätigen
scheint, dass die Produktivitätszuwächse
grosso modo ein Drittel ausmachen.18 Aus-
gehend von der anfänglichen Zahl ergibt
dies eine Gesamtschätzung von 300.000 neu
geschaffenen Arbeitplätzen in den Jahren
1998 bis 2001 (dies entspricht 18 % der in
diesem Zeitraum geschaffenen Arbeitsplät-
ze insgesamt), die Hälfte davon im Jahr
2000 (Abbildung 6); angesichts der „Signal-
wirkung“, die die Schaffung von Arbeits-
plätzen überlicherweise für die aktive Be-
völkerung hat, ist dies gleichbedeutend mit
gut 250.000 Arbeitslosen weniger, gegen-
über einem Gesamtrückgang der Arbeits-
losigkeit von 1,1 Millionen (Jugnot 2002).

Diese Methode hat ihre Grenzen: Es
lässt sich nicht sicher davon ausgehen, dass
sie sämtliche Besonderheiten der Unter-

nehmen mit 35-Stunden-Woche berück-
sichtigt, und außerdem ist es noch zu früh,
um die Wirkung der jüngsten Übergänge
zur 35-Stunden-Woche zu beurteilen. Des
Weiteren bleibt das makroökonomische
„Feedback“ der RTT-Stunden, d.h. ihre
Rückwirkung auf die Nachfrage der End-
verbraucher, auf Produktionskosten oder
Pflichtabgaben unberücksichtigt. Doch die
andere, diesmal makroökonomische Me-
thode kommt zu übereinstimmenden
(bzw. günstigeren) Ergebnissen: Rekon-
struiert man mit Hilfe von ökonometri-
schen Modellen die Entwicklung der ab-
hängig beschäftigten Arbeitskräfte zwi-
schen 1997 und 2001, liefern die herkömm-
lichen Faktoren, nämlich das Wachstum
und die Produktivitätszuwächse, keine Er-
klärung für den außergewöhnlichen Um-
fang an neu geschaffenen Arbeitsplätzen im
Laufe dieser fünf Jahre (mehr als 1,5 Mil-
lionen, was angesichts einer Wachstumsra-
te, die selbst während des Konjunktur-
hochs nur knapp die Dreiprozentmarke
überschritten hat, einer einmaligen Leis-
tung der französischen Wirtschaft gleich-

18 Wenn der Nettoeffekt auf die Beschäftigung bei
einer effektiven Arbeitszeitverkürzung von 10 %
bei 6 % liegt, so liegt dies daran, dass sich die
Stundenproduktivität in derselben Zeit um etwas
weniger als 4 % verbessert hat.
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kommt). Hier kann sehr wohl festgehalten
werden, dass das Wachstum mit der Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze verbunden war,
und dies inmitten einer Phase des Ab-
schwungs, also zu einem Zeitpunkt, zu dem
die Wiederbelebung traditionell vor allem
durch stärkere Produktivitätszuwächse er-
reicht wird. Die „restlichen“, nicht erklärten
Arbeitsplätze belaufen sich laut Schätzun-
gen auf 350.000 bis 500.000 Stellen, und es
gibt für sie kaum eine andere Erklärung als
die RTT, wenn man weiß, dass während
desselben Zeitraums die Arbeitgeberbeiträ-
ge für Niedriglöhne unverändert blieben.
Im Übrigen sieht es nicht danach aus, als sei
die RTT von einem Abbau der Produkti-
onskapazitäten begleitet gewesen,19 noch
als hätte sie mit der Beschleunigung des
Wachstums die Schwierigkeiten ver-
größert, die 1998/99 im Hinblick auf die
Rekrutierung neuer MitarbeiterInnen auf-
getreten waren. Selbstverständlich löst ein
Ergebnis dieser Größenordnung Diskus-
sionen aus, und es gibt andere Arbeiten, in
denen die zusätzliche Anzahl neu geschaf-
fener Arbeitsplätze weniger auf die RTT
selbst zurückgeführt wird, sondern viel-
mehr auf die Beitragsermäßigungen, die
zur Finanzierung der 35-Stunden-Woche
gewährt wurden. Diese Erklärung ist 
jedoch nicht sehr überzeugend, denn die
Zuschüsse wurden eben gerade als Aus-
gleich für die Kosten der Arbeitszeitverkür-
zung konzipiert und bewilligt.

Es wurde offenbar zwar über die Be-
schäftigung diskutiert, dies gilt jedoch
nicht für die Finanzierung der Zuschüsse,
deren Kosten sich 2001 auf 9 Mrd. Euro be-
liefen und bei kontinuierlichem Wachstum
15 Mrd. erreichen dürften. Zwar haben sich
durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze
die Einnahmen des Staates und der sozialen
Sicherungssysteme verbessert und die Aus-
gaben verringert, aber in einem Land, in
dem die sozialen Sicherungssysteme von
den Sozialpartnern verwaltet werden, ist
die Organisation der „Rückführung“ der
kollektiven Gewinne aus der RTT an den
Staat nicht einfach20, vor allem dann nicht,
wenn die Arbeitgeberseite nicht bereit ist,
den Prozess zu unterstützen, und die meis-
ten Gewerkschaften sich weigern, soziale
Sicherung und Beschäftigungspolitik mit-
einander zu verbinden. Daher hat diese
Rückführung kaum oder gar nicht stattge-
funden: Die Regierung war gezwungen, zu
improvisieren und ad hoc einen Mechanis-
mus zur Finanzierung der in Verbindung
mit der RTT gewährten Zuschüsse (der

durch die Ermäßigungen für Niedriglöhne
ergänzt wurde) zu errichten, der durch
nicht präzise kalkulierbare Einnahmen (re-
cettes „de fortune“) finanziert wird: Unter-
nehmenssteuer, Alkohol- und Tabaksteuer,
Versicherungssteuer. So ist es heute schwie-
rig, eine finanzielle Bilanz der 35-Stunden-
Woche zu erstellen, die eindeutig genug
wäre, um die Transferzahlungen von Steu-
er- oder Sozialabgaben ermitteln zu kön-
nen, die sie zur Folge hatte. Allerdings
berücksichtigen die makroökonomischen
Simulationen, wenn auch nur grob, die Ef-
fekte der RTT auf die staatlichen Konten
und die Pflichtabgaben.

2.3. UMSTRITTENER SOZIALER 
FORTSCHRITT 

Last but not least bleibt der Effekt der Ar-
beitszeitverkürzung auf die Arbeits- und
Lebensbedingungen der Beschäftigten. Die
Verbesserung dieser Bedingungen für die
Beschäftigten war nicht das vorrangige Ziel
dieses Projekts: In gewisser Weise präsen-
tierte sich dies 1997 vielmehr als „Nebenef-
fekt“ einer Maßnahme, die in erster Linie
dem Abbau der Arbeitslosigkeit dienen
sollte. Dennoch bedeutet eine effektive Ver-
kürzung der Arbeitszeit um vier Stunden
pro Woche bzw. 22 Tage auf das Jahr ge-
rechnet, und dies bei unverändertem Ver-
dienst, zweifelsohne für viele einen beacht-
lichen Gewinn. Dennoch ist die Bilanz der
35-Stunden-Woche heute in diesem Be-
reich am umstrittensten (Méda/Orain
2002). Laut Erhebungen empfinden die Be-
schäftigten mit 35-Stunden-Woche die
neue Situation im Großen und Ganzen
zwar als positiv: 2000 erklärten 60 % von
ihnen,21 ihr Alltag (alle Bereiche insgesamt
betrachtet: Arbeit und sonstige) hätte sich
durch die RTT verbessert, wohingegen sich
13 % gegenteilig äußerten. Jedoch variier-
ten die Antworten stark nach Berufsgrup-
pe und Geschlecht: Je geringer die Qualifi-
kation, desto geringer ist auch der Anteil
der Zufriedenen, sodass die Zufriedenen
bei den nicht qualifizierten Frauen in der
Minderheit sind (40 %), während die Frau-
en in Führungspositionen und mit Kin-
dern die größte Zufriedenheit zeigen. Dar-
über hinaus wird das Urteil der Beschäftig-
ten härter, wenn es ausschließlich um die
Arbeitsbedingungen geht. Erneut sind es
die Führungskräfte und die intermediären
Berufe, die sich am zufriedensten zeigen,
was insbesondere darin begründet liegt,
dass sie ihre Arbeitszeit eigenständig orga-

nisieren und über die zusätzliche freie Zeit
in Form von planbaren ganzen oder halben
Tagen verfügen können. Demgegenüber
sind es in erster Linie Arbeiter und Ange-
stellte, die der Meinung sind, die 35-Stun-
den-Woche habe zu einer Verschlechterung
ihrer Arbeitsbedingungen geführt: Wäh-
rend sie häufig schon zuvor vorgeschriebe-
nen, variablen Arbeitszeiten unterlagen
und bei ihrer Arbeit nur über ein geringes
Maß an Selbstständigkeit verfügten, gaben
sie an, diese Zwänge hätten sich nach der
RTT noch verstärkt, da die Arbeitszeiten
noch flexibler wurden und die Arbeit man-
gels ausreichender Neueinstellungen noch
intensiver (Estrade/Ulrich 2002). Ebenso
wie der Umfang an freier Zeit ist es ihre
Planbarkeit, ihre Kontinuität und ihre 
Vereinbarkeit mit den gesellschaftlichen
Rhythmen sowie die Freiheit, mit der man
über sie verfügen kann, die sie in den Au-
gen der Beschäftigten wertvoll machen.
Zwar sind die Beschäftigten offenbar häu-
fig bereit, für zusätzliche Freizeit eine In-
tensivierung der Arbeit hinzunehmen, es
gibt aber keine Garantie dafür, dass es sich
alles in allem um einen gleichwertigen
Tausch handelt. Daher hat die RTT zwar
nicht die Organisation der Arbeitszeit
grundlegend verändert, offenbar aber die
Ungleichheiten zwischen den Beschäftig-
ten vergrößert, insbesondere indem sie Ar-
beitszeiten zur Folge hatte, die für die am
geringsten qualifizierten Arbeitskräfte
noch flexibler und noch weniger planbar
sind als zuvor. Ferner ist die Modulation
dort, wo sie praktiziert wird, wegen der
wegfallenden Überstunden häufig mit ei-
nem niedrigeren monatlichen Einkommen
für die Beschäftigten verbunden.

Auch die Lebensbedingungen haben
sich durch die 35-Stunden-Woche nicht ra-
dikal verändert: Die weitaus meisten Be-
schäftigten geben an, dass sie die zusätzli-

19 In diesen Jahren haben sich weder die Betriebs-
zeitdauer von Maschinen und Anlagen, noch die
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden verringert.

20 Der Staat, das sollte nicht vergessen werden, hat
die Kosten für die im Gegenzug zur RTT gewähr-
ten Beitragsermäßigungen getragen.

21 Der Zeitpunkt der effektiven Verkürzung der Ar-
beitszeit lag bei den Befragten mindestens ein Jahr
zurück. Bei ihrer Auswahl wurde auf Repräsenta-
tivität geachtet, sodass die einzelnen Kategorien
von Unternehmen mit 35-Stunden-Woche vertre-
ten sind.
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che freie Zeit zunächst ihren Angehörigen
gewidmet hätten, insbesondere ihren Kin-
dern, und an zweiter Stelle sich selbst
(Sport, Wellness …) und der Erholung.
Nur selten haben sie diese Zeit genutzt, um
sich im kulturellen Bereich, im Vereinswe-
sen oder auf staatsbürgerlichem Gebiet zu
betätigen. Des Weiteren hat sich die Auftei-
lung der Beschäftigungen zwischen Män-
nern und Frauen offenbar kaum verändert:
Die Männer verbringen mehr Zeit mit
Sport und Heimwerken, die Frauen mit
Hausarbeiten. Die mit den Kindern ver-
brachte Zeit ist der einzige Bereich, wo of-
fenbar wieder ein Gleichgewicht zwischen
den elterlichen Rollen herrscht. Nur weni-
ge Tarifverhandlungen auf Unternehmens-
ebene haben die Frage nach der Abstim-
mung der Arbeitszeit mit anderen gesell-
schaftlichen Zeiten berücksichtigt, obwohl
diese Frage in einem Land, in dem
annähernd 80 % der Frauen zwischen 25
und 50 Jahren erwerbstätig sind, Interesse
verdient hat. Dennoch haben die Aubry-
Gesetze trotz der Tatsache, dass die Verän-
derungen insgesamt betrachtet begrenzt
sind, womöglich einen tiefer gehenden
Prozess in Gang gesetzt. Das zweite Aubry-
Gesetz sieht vor, dass auf Wunsch in Städ-
ten mit mehr als 50.000 Einwohnern „Zeit-
büros“ eingerichtet werden, deren Aufgabe
es in Anlehnung an das italienische Modell
ist, alle an der Abstimmung der gesell-
schaftlichen Zeiten (Arbeit, Verkehrs- und
Transportwesen, Schulen, öffentliche An-
stalten, Handel) beteiligten Parteien zu-
sammenzubringen; dieser Aspekt der ge-
meinsamen Organisation findet zuneh-
mend Beachtung.

3
2002–2003: Das vorzeitige
Ende der 35-Stunden-
Woche?

Während der ersten vier Jahre nach ihrer
Einführung hat die RTT niemanden gleich-
gültig gelassen: Sie wurde heiß diskutiert
und hat, auch unter den Wirtschaftswis-
senschaftlern, zu einer Polarisierung von
Befürwortern und Gegnern geführt, die
sich auf klar abgegrenzte Positionen festge-
legt haben. Das 1997/98 ins Leben gerufe-
ne Projekt führte zwar zu einem Kompro-
miss, dem eine ganze Bandbreite von Ak-
teuren, von realistischen Gegnern bis hin
zu skeptischen Befürwortern, zustimmen

konnte. Aber dieser sehr relative Konsens
war nur von begrenzter Dauer: Die Kehrt-
wenden, die mit dem zweiten Gesetz voll-
zogen wurden, und die anschließenden
Lockerungen für kleine Unternehmen ha-
ben insbesondere bei den Linksparteien
und den Gewerkschaften das Lager der Be-
fürworter teilweise demobilisiert, während
das Heranrücken des Termins 2002 (Frist
für die Einführung der 35-Stunden-Woche
für kleine Unternehmen mit weniger als 
20 Beschäftigten, aber auch – und vielleicht
in erster Linie – Präsidentschafts- und Par-
lamentswahlen) im Lager der Gegner, ins-
besondere bei den Kleinunternehmern und
Rechtsparteien, zu einer Radikalisierung
geführt hat. Der schon Mitte 2001 spürbare
Konjunkturumschwung und der damit
verbundene Wiederanstieg der Arbeits-
losigkeit haben zweifellos die Enttäuschun-
gen und Befürchtungen der am geringsten
qualifizierten und am niedrigsten bezahl-
ten Arbeitskräfte aufgefrischt. Dieser Teil
der Arbeitnehmerschaft hat in den vergan-
genen 20 Jahren am meisten unter der Ar-
beitsplatzunsicherheit und der Stagnation
der Kaufkraft gelitten, und mehr als für an-
dere bedeutet die 35-Stunden-Woche ins-
gesamt betrachtet für diese Beschäftigten
möglicherweise keinen sozialen Fort-
schritt, sondern einen Rückschritt. Ver-
mutlich ist es das Zweckbündnis dieser
bunt zusammengewürfelten Gesamtheit
von Unzufriedenen, die in Verbindung mit
der allgemeinen Verbreitung von Unsicher-
heit und Identitätszweifeln zur Wahlnie-
derlage von Lionel Jospin und der „Gauche
Plurielle“ beigetragen hat. Somit scheint
die RTT ein Katalysator für latente, vielfäl-
tige Unzufriedenheiten zu sein, die häufig
älteren Ursprungs sind, und zwar in einem
solchen Maße, dass die unterschiedlichen
und oft heftigen Kritiken, die im Nachhin-
ein auch von den Linken in Bezug auf die
35-Stunden-Woche geäußert wurden, in
vielerlei Hinsicht inzwischen den Blick auf
die zahlreichen positiven Aspekte versper-
ren. Diese Kritiken waren weithin zu hören:
Die „Abmilderung“ der 35-Stunden-Wo-
che war eines der zentralen Themen im
Wahlkampf des als Sieger hervorgehenden
Präsidentschaftskandidaten. Dieser mach-
te sich die Reize eines alternativen Modells
zunutze, bei dem der Einzelne frei zwischen
Lohn und Freizeit entscheiden kann. Die
„Abmilderung“ war eine der ersten Maß-
nahmen, die von der neuen, unmittelbar
nach der Wiederwahl Jacques Chiracs in die
Regierung gewählten konservativen Mehr-

heit ergriffen wurde. Bei näherer Betrach-
tung klingt sie wie ein Euphemismus, denn
der vom neuen Arbeitsminister François
Fillon vorgelegte Gesetzentwurf kommt
Verlängerung der Frist für die Umsetzung
der RTT gleich.

Das vor der Verabschiedung stehende
Gesetz besteht aus drei Teilen:

– Zunächst werden die verschiedenen Sät-
ze des garantierten monatlichen Mindest-
einkommens und der SMIC zum 1. Juli
2005 einander angeglichen. Somit liefert
der erste Teil eine ausgewogene Lösung für
das schwierige Problem, das die Vorgänger-
regierung offen gelassen hatte. Es ver-
hindert die Entstehung neuer Sätze nach
2002 und bereitet die schrittweise Annähe-
rung der existierenden Sätze unterein-
ander und mit dem SMIC vor. Dies soll in
drei jährlichen Etappen geschehen. Die
starke Erhöhung des SMIC-Stundensatzes
(+ 11,4 % innerhalb von drei Jahren), den
diese Zusammenlegung für Unternehmen
mit 39-Stunden-Woche mit sich bringen
wird (es sei daran erinnert, dass dies vor
allem kleinere Betriebe sind) wird zu über
50 % durch das neue System für Sozialbei-
tragsermäßigungen kompensiert.
– Um dieses System geht es im zweiten Teil
des Fillon-Gesetzes: Die beiden Ermäßi-
gungen, die für Niedriglöhne und in Ver-
bindung mit der RTT gewährt werden,
werden durch eine einzige Leistung ersetzt,
die bis zum 1,7-Fachen des SMIC aus ei-
nem degressiven Zuschuss besteht, der mit
einer Nettoreduzierung der Arbeitskosten
für Unternehmen verbunden ist, die noch
immer 39 Stunden pro Woche arbeiten
(ausgenommen die Erhöhung des SMIC
zum Zwecke der oben erwähnten „Konver-
genz“), aber auch mit einer Nettoerhöhung
der Arbeitskosten für Unternehmen, die
die 35-Stunden-Woche eingeführt haben.
Dabei ist die Erhöhung umso größer, je
eher die RTT stattgefunden hat bzw. je
höher die ausgezahlten Löhne und Gehäl-
ter sind. Ferner wird diese Ermäßigung
zukünftig nicht mehr auf der Grundlage
des Monatslohns, sondern auf Stunden-
lohnbasis berechnet, sodass sie mit dem
Umfang an Überstunden steigen wird.
Abschließend (Juli 2003) wird es keinerlei
finanzielle Anreize für einen Übergang zur
35-Stunden-Woche mehr geben.
– Der dritte Teil sieht eine deutliche Locke-
rung der Regelung zum Ausgleich von
Überstunden vor: Der Umfang an Jahres-
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arbeitsstunden, ab dem ein Ausgleich in
Form von Freizeit zwingend ist, wird per
Erlass von 130 auf 180 Stunden erhöht, wo-
bei es den Branchen frei steht, höhere (oder
niedrigere) Grenzen auszuhandeln. Über-
stundenzuschläge werden wieder zur Re-
gel, die Zuschläge für kleine Unternehmen
bis 2004 von 25 auf 10 % gesenkt. Für
größere Unternehmen kann diese Reduzie-
rung der Zuschläge ab sofort tariflich ver-
einbart werden. In zwei Jahren wird die Re-
gierung eine Bilanz aus den Verhandlungen
ziehen, die dieser Regelung folgen. Dieser
Teil des Textes, der ein weiteres Beispiel für
ein „ausgehandeltes Gesetz“ darstellt, hat
vor allem zur Folge, dass den zahlreichen
„Nachzüglern“ bei der Einführung der 35-
Stunden-Woche die Möglichkeit geboten
wird, die 39-Stunden-Woche noch für lan-
ge Zeit beizubehalten.

Die neue Regierung löst also das schwieri-
ge Problem der „Vielfalt der SMIC-Sätze“,
gleichzeitig festigt sie aber ein Arbeitszeit-
system der „zwei Geschwindigkeiten“: ei-
nerseits jene Unternehmen, die die 35-
Stunden-Woche bereits eingeführt haben
(60 % der Beschäftigten), andererseits jene,
die zukünftig die Möglichkeit haben, die
39-Stunden-Woche beizubehalten (40 %).
Diese Teilung entspricht mehr oder weni-
ger der Trennung zwischen kleinen und
großen Unternehmen. Kann diese Un-

gleichheit über einen längeren Zeitraum
aufrecht erhalten werden? Schwer vorstell-
bar, dass erstere zum Ausgangspunkt
zurückkehren: Welche Gegenleistungen
könnten sie ihren Beschäftigten im Tausch
gegen die Wiedereinführung einer längeren
Arbeitszeit bieten und warum sollten sich
die Beschäftigten einverstanden erklären,
eine Errungenschaft, die für viele bereits
zur neuen gesellschaftlichen Norm gewor-
den ist, gegen schlecht bezahlte Überstun-
den einzutauschen? Ein solcher Tausch
könnte in gewissen Fällen bestenfalls für
schlecht qualifizierte oder schlecht bezahl-
te Arbeitskräfte einen Vorteil darstellen.
Wie es aussieht, ist für diese Unternehmen
der Übergang zur 35-Stunden-Woche so-
mit kurz- und mittelfristig unumkehrbar.
Schon eher wäre es denkbar, dass kleine
Unternehmen die 39-Stunden-Woche
zunächst beibehalten; aber werden sie bei
einem nachhaltigen Beschäftigungsauf-
schwung – oder wenn die Erwerbsbevölke-
rung durch den demografischen Um-
schwung etwa ab 2005 bis 2006 kleiner wird
– Arbeitskräfte rekrutieren oder binden
können, die zwangsläufig versucht sein
werden, ebenfalls in den Genuss dieser Er-
rungenschaft zu kommen? Faktisch wird
die gesetzliche Grenze von 35 Stunden, oh-
ne sie formell in Frage zu stellen, infolge der
jüngsten Entscheidungen durch eine Art
Zwischenzone ersetzt, die zwischen 35 und

39 Stunden liegt. Diese Zwischenzone er-
laubt die Koexistenz eines Kontinuums von
Situationen, die sich durch die verschiede-
nen Strategien, Zwänge und örtlichen Kräf-
teverhältnisse ergeben. Unterhalb der 35
Stunden wird der Bereich der Teilzeit be-
schritten – paradoxerweise findet die Teil-
zeit im Rahmen des Fillon-Projektes keine
Erwähnung, obwohl es sich um die Rege-
lung handelt, die der von der neuen Mehr-
heit gepredigten Logik der individuellen
„Wahlarbeitszeit“ am ehesten entspricht;
ab der 40. Wochenstunde beginnen die voll
bezahlten Überstunden. Dies stellt eine
Zwitterlösung dar, die u.a. mit dem Risiko
verbunden ist, dass diesmal im Falle einer
Wiederbelebung der Wirtschaft und im
Gegensatz zu dem, was sich bezüglich der
35-Stunden-Woche in der Zeit von 1998
bis 2000 ereignet hat, das Wachstum nicht
zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen
führt. Dies bedeutet, dass der Zeitpunkt, zu
dem sich im kommenden Zyklus das
Wachstum durch die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze äußert, hinausgezögert wird.
Bis dahin besteht aus denselben Gründen
die Gefahr, dass die Sozialpartner eines In-
struments zur internen Flexibilisierung be-
raubt werden, welches sich in jüngster Ver-
gangenheit als geeignet erwiesen hat, den
negativen Effekt der Wirtschaftsflaute auf
die Beschäftigung zu beschränken.


